
Schriftliche Anfrage  
der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier,  
Markus Walbrunn AfD  
vom 15.06.2026

Fragen zu schulischen Pride-Veranstaltungen an staatlichen Schulen in Bayern 
am Beispiel der angekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald vom 
22. bis 26. Juni 2026

Am Gymnasium Grünwald wurde für den Zeitraum vom 22. bis 26. Juni 2026 eine 
schulische „Pride Week“ angekündigt. Nach der veröffentlichten Elterninformation soll 
die Schule in dieser Woche „in alle Farben des Regenbogens getaucht“ werden. Vor-
gesehen sind unter anderem ein „Pride Week“-Band, bunte Deko und farbige Give-
aways, musikalische Pausenuntermalung, informative Plakate, Kurzfilmeinheiten sowie 
eine Ausstellung zur Aufklärung über die Entwicklung der LGBTQI+-Kultur und der 
queeren Szene in München. Zugleich wird ausgeführt, dass auf eine „kindgerechte, 
niedrigschwellige Vermittlung“ geachtet werde.

Da es sich beim Gymnasium Grünwald um ein staatliches Gymnasium handelt, stellen 
sich Fragen zur Vereinbarkeit solcher schulischen Veranstaltungen mit den Vorgaben 
des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, mit dem schulischen Neutralitäts-
gebot, mit den Grundsätzen des Beutelsbacher Konsenses, insbesondere dem Über-

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.1	 Welche Kenntnisse hatte die Staatsregierung vor Beginn der an-
gekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald vom 22. bis 
26. Juni 2026 über Inhalt, Ablauf, Zielsetzung und beteiligte Akteure 
dieser Veranstaltung?  �   4

1.2	 Wann wurde das Staatsministerium für Unterricht und Kultus erstmals 
über die geplante „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald informiert? 
�   4

1.3	 Durch wen wurde das Staatsministerium für Unterricht und Kultus über 
die geplante „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald informiert?  �   4

3.1	 Welche konkreten Inhalte sollen nach Kenntnis der Staatsregierung 
im Rahmen der angekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grün-
wald vermittelt werden?  �   4

3.2	 Welche Materialien sollen nach Kenntnis der Staatsregierung im Rah-
men der angekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald ver-
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wendet werden (bitte nach Materialart, Herausgeber, Titel und Ein-
satzform tabellarisch aufschlüsseln)?  �   4

3.3	 Welche Kurzfilme, Plakate, Ausstellungsinhalte, Give-aways und sons-
tigen Begleitmaßnahmen sollen nach Kenntnis der Staatsregierung 
im Rahmen der angekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grün-
wald eingesetzt werden?  �   4

 4.1	 Welche externen Organisationen, Vereine, Initiativen, Referenten oder 
sonstigen Dritten sind nach Kenntnis der Staatsregierung an der Vor-
bereitung oder Durchführung der angekündigten „Pride Week“ am 
Gymnasium Grünwald beteiligt?  �   4

4.2	 Welche finanziellen Mittel werden nach Kenntnis der Staatsregierung 
für die angekündigte „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald ein-
gesetzt (bitte nach Mittelgeber, Betrag, Zweck und Haushaltsstelle 
tabellarisch aufschlüsseln)?  �   4

4.3	 Welche Genehmigungen, Abstimmungen oder Anzeigen gegenüber 
Schulaufsicht, Staatsministerium für Unterricht und Kultus oder sons-
tigen staatlichen Stellen erfolgten im Zusammenhang mit der an-
gekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald?  �   4

2.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die Durchführung einer schuli-schen 
„Pride Week“ an einem staatlichen Gymnasium mit Blick auf das schu-
lische Neutralitätsgebot?  �   5

2.2	 Wie bewertet die Staatsregierung die Vereinbarkeit der angekündigten 
„Pride Week“ mit dem Leitbild und den Vorgaben des Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus?  �   5

 2.3	 Welche allgemeinen Vorgaben des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus gelten für schulische Veranstaltungen zu LGBTQI+-Themen 
an staatlichen Schulen in Bayern?  �   5

5.1	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass bei schulischen Veran-stal-
tungen zu LGBTQI+-Themen das Überwältigungsverbot des Beu-tels-
bacher Konsenses eingehalten wird?  �   6

5.2	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass bei schulischen Veran-stal-
tungen zu LGBTQI+-Themen das Kontroversitätsgebot des Beu-tels-
bacher Konsenses eingehalten wird?  �   6

5.3	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass Schüler bei schulischen 
Veranstaltungen zu LGBTQI+-Themen nicht einseitig weltanschaulich, 
politisch oder gesellschaftspolitisch beeinflusst werden?  �   6

6.1	 Welche Informationspflichten bestehen gegenüber Eltern vor der 
Durchführung schulischer Veranstaltungen zu LGBTQI+-Themen?  �   7

6.2	 Welche Möglichkeiten haben Eltern, die im Rahmen solcher Veran-
staltungen verwendeten Materialien vorab einzusehen?  �   7

6.3	 Welche Beteiligungsrechte haben Elternbeirat, Schulforum oder sons-
tige schulische Gremien vor der Durchführung schulischer Ver-anstal-
tungen zu LGBTQI+-Themen?  �   7
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7.1	 Unter welchen Voraussetzungen können Schüler aus religiösen oder 
weltanschaulichen Gründen von einzelnen Programmpunkten einer 
schulischen Veranstaltung zu LGBTQI+-Themen befreit werden?  �   7

7.2	 Unter welchen Voraussetzungen können Schüler aus religiösen oder 
weltanschaulichen Gründen von einer gesamten schulischen Ver-
anstaltung zu LGBTQI+-Themen befreit werden?  �   7

7.3	 Wie bewertet die Staatsregierung Befreiungsanträge von Familien 
mit – jeweils – katholischem, evangelischem, muslimischem, russisch-
orthodoxem, sonstig orthodoxem oder anderem religiösen Hinter-grund 
bei schulischen Veranstaltungen zu LGBTQI+-Themen?  �   8

8.1	 Wie viele schulische Veranstaltungen mit Pride-, LGBTQI+-, Diver-si-
ty- oder Queer-Bezug fanden nach Kenntnis der Staatsregierung seit 
dem Schuljahr 2020/2021 an staatlichen Schulen in Bayern statt (bitte 
nach Schuljahr, Regierungsbezirk, Schulart und Schule tabellarisch 
aufschlüsseln)?  �   8

8.2	 Wie viele Beschwerden, Nachfragen oder Befreiungsanträge von El-
tern im Zusammenhang mit schulischen Veranstaltungen mit Pride-, 
LGBTQI+-, Diversity- oder Queer-Bezug sind der Staatsregierung seit 
dem Schuljahr 2020/2021 bekannt geworden (bitte nach Schuljahr, 
Regierungsbezirk, Schulart, Beschwerdegegenstand und Ergebnis 
tabellarisch aufschlüsseln)?  �   8

8.3	 Welche Konsequenzen zieht die Staatsregierung aus der angekün-
digten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald für künftige Vorgaben 
an staatliche Schulen in Bayern?  �   8

Hinweise des Landtagsamts  �   9
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Antwort  
des Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
vom 13.07.2026 

1.1	 Welche Kenntnisse hatte die Staatsregierung vor Beginn der an-
gekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald vom 22. bis 
26. Juni 2026 über Inhalt, Ablauf, Zielsetzung und beteiligte Akteure 
dieser Veranstaltung?

1.2	 Wann wurde das Staatsministerium für Unterricht und Kultus erst-
mals über die geplante „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald in-
formiert?

1.3	 Durch wen wurde das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
über die geplante „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald informiert?

3.1	 Welche konkreten Inhalte sollen nach Kenntnis der Staatsregierung 
im Rahmen der angekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grün-
wald vermittelt werden?

3.2	 Welche Materialien sollen nach Kenntnis der Staatsregierung im 
Rahmen der angekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald 
verwendet werden (bitte nach Materialart, Herausgeber, Titel und 
Einsatzform tabellarisch aufschlüsseln)?

3.3	 Welche Kurzfilme, Plakate, Ausstellungsinhalte, Give-aways und sons-
tigen Begleitmaßnahmen sollen nach Kenntnis der Staatsregierung 
im Rahmen der angekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grün-
wald eingesetzt werden?

 4.1	 Welche externen Organisationen, Vereine, Initiativen, Referenten oder 
sonstigen Dritten sind nach Kenntnis der Staatsregierung an der 
Vorbereitung oder Durchführung der angekündigten „Pride Week“ 
am Gymnasium Grünwald beteiligt?

4.2	 Welche finanziellen Mittel werden nach Kenntnis der Staatsregierung 
für die angekündigte „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald ein-
gesetzt (bitte nach Mittelgeber, Betrag, Zweck und Haushaltsstelle 
tabellarisch aufschlüsseln)?

4.3	 Welche Genehmigungen, Abstimmungen oder Anzeigen gegenüber 
Schulaufsicht, Staatsministerium für Unterricht und Kultus oder 
sonstigen staatlichen Stellen erfolgten im Zusammenhang mit der 
angekündigten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald?

Die Fragen 1.1 bis 1.3 sowie 3.1 bis 4.3 werden gemeinsam beantwortet.
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Im Sinne ihres ganzheitlichen Bildungsauftrags gestalten die bayerischen Gymna-
sien ein vielfältiges Schulleben, das – neben dem Fachunterricht – auch zahlreiche 
außerunterrichtliche Aktivitäten wie z. B. Schulfahrten, Projekttage, Aktionstage der 
Schülermitverantwortung (SMV) u. Ä. umfasst.

Derartige Veranstaltungen werden von den Schulen im Rahmen der geltenden Vor-
gaben eigenverantwortlich organisiert.

Eine Pflicht zur Anzeige oder gar Genehmigung beim bzw. durch das Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus (StMUK) besteht dabei nicht, weswegen das StMUK regel-
mäßig nicht im Vorfeld darüber informiert ist und über keine Detailinformationen zur 
Durchführung verfügt. Auf das in Art. 2 Abs. 4 Satz 2 Bayerisches Gesetz über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) niedergelegte Prinzip der eigenver-
antwortlichen Schule wird in diesem Zusammenhang verwiesen.

2.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die Durchführung einer schuli-
schen „Pride Week“ an einem staatlichen Gymnasium mit Blick auf 
das schulische Neutralitätsgebot?

2.2	 Wie bewertet die Staatsregierung die Vereinbarkeit der angekündigten 
„Pride Week“ mit dem Leitbild und den Vorgaben des Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus?

 2.3	 Welche allgemeinen Vorgaben des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus gelten für schulische Veranstaltungen zu LGBTQI+-Themen 
an staatlichen Schulen in Bayern?

Die Fragen 2.1 bis 2.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Die bayerischen Schulen haben gemäß Art. 131 Bayerische Verfassung (BV) den 
Auftrag zur ganzheitlichen Persönlichkeitsbildung, der die Schülerinnen und Schüler 
dazu befähigt, in Staat und Gesellschaft Verantwortung zu übernehmen. Dies schließt 
ausdrücklich die Auseinandersetzung mit kultureller Vielfalt, Geschlechterrollen und 
Geschlechtsidentität ein, um die Lernenden in ihrem eigenverantwortlichen Urteilen 
und Handeln zu unterstützen. Die thematische Auseinandersetzung mit diesen Inhal-
ten ist dabei explizit in den geltenden Lehrplänen verankert, die den Rahmen für eine 
altersgerechte und fachliche Behandlung dieser Themen festlegen. Grundlage für die 
Behandlung dieser Themen sind die „Richtlinien für die Familien- und Sexualerziehung 
in den bayerischen Schulen“ (www.gesetze-bayern.de1), die für alle Lehrkräfte ver-
bindlich vorgeben, unterschiedliche Lebensformen und sexuelle Orientierungen vor-
urteilsfrei anzusprechen. Im Rahmen dieses gesetzlichen Bildungsauftrags ist es Auf-
gabe der Schule, eine solche vorurteilsfreie Begegnung zu ermöglichen. Aktivitäten 
und schulische Veranstaltungen, die im Einklang mit diesen Richtlinien stehen und die 
Vermittlung von Toleranz und Respekt gegenüber allen Menschen in den Mittelpunkt 
stellen, fördern die demokratische Mündigkeit, sind mit dem staatlichen Bildungsauf-
trag vereinbar und bewegen sich innerhalb des schulischen Handlungsrahmens. Des 
Weiteren finden sie eine aktuelle Entsprechung in der von der Staatsregierung am 
16. Juni 2026 beschlossenen „Agenda für Vielfalt und gegen Ausgrenzung“, in deren 
Rahmen auch der Aktionsplan QUEER unter dem Motto „Miteinander stärken. Dis-
kriminierung überwinden“ veröffentlicht wurde.

1	 https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2230_1_1_1_1_3_K_964/true
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5.1	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass bei schulischen Veran-
staltungen zu LGBTQI+-Themen das Überwältigungsverbot des Beu-
telsbacher Konsenses eingehalten wird?

5.2	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass bei schulischen Veran-
staltungen zu LGBTQI+-Themen das Kontroversitätsgebot des Beu-
telsbacher Konsenses eingehalten wird?

5.3	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass Schüler bei schulischen 
Veranstaltungen zu LGBTQI+-Themen nicht einseitig weltanschau-
lich, politisch oder gesellschaftspolitisch beeinflusst werden?

Die Fragen 5.1 bis 5.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Zu den Bildungs- und Erziehungszielen, dem Verfassungsauftrag zur Politischen 
Bildung und zur multiperspektivischen Auseinandersetzung mit politischen und ge-
sellschaftlichen Themen an den bayerischen Schulen wird auf die Schriftlichen An-
fragen Drs. 18/25402 (Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Franz Bergmüller [AfD] 
vom 7. Mai 2019 „Podiumsdiskussion über Europa im Gymnasium ohne die AfD“) 
und Drs. 19/17743 (Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Ramona Storm [AfD] vom 
24. März 2024 „Politische Indoktrination in Bayerns Schulen?“) verwiesen. Mit Blick 
auf die parteipolitische Neutralität von Lehrkräften wird auf die Schriftliche Anfrage 
Drs. 19/118364 (Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Gerd Mannes [AfD] vom 
1. April 2026 „Politische Neutralität im Unterricht an bayerischen Schulen“) verwiesen.

Im Zentrum eines politisch bildenden Unterrichts und den damit in Zusammenhang 
stehenden Schulveranstaltungen steht auch die multiperspektivische Auseinander-
setzung mit realen und aktuellen politischen Fragestellungen und Anlässen, die einen 
Bezug zur Lebenswelt, zu den Interessen sowie zu den Erfahrungen der Schülerin-
nen und Schüler ermöglichen. Ein grundlegendes didaktisches Prinzip neben der 
Verpflichtung zu parteipolitischer Neutralität und dem Aktualitätsprinzip ist dabei der 
Beutelsbacher Konsens bestehend aus Überwältigungsverbot (Es ist nicht erlaubt, 
Schülerinnen und Schüler im Sinne erwünschter Meinungen zu überrumpeln und zu 
indoktrinieren), Kontroversitätsprinzip (Was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, 
muss auch im Unterricht kontrovers erscheinen) und Schülerorientierung (Schülerin-
nen und Schüler müssen in die Lage versetzt werden, eine politische Situation und 
ihre eigenen Interessenlagen möglichst selbstständig zu analysieren). Dieser wird 
von der freiheitlichen demokratischen Grundordnung eingerahmt und basiert auf dem 
sehr klaren Wertefundament des Grundgesetzes. Als zentraler Maßstab für den poli-
tisch bildenden Unterricht ist der Beutelsbacher Konsens auch in dem für alle Schu-
len verbindlichen Gesamtkonzept für die Politische Bildung an bayerischen Schulen 
(Kultusministerielle Bekanntmachung vom 16. August 2017, vgl. www.km.bayern.de5, 
S. 14 f.) festgeschrieben.

2	 https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Schriftliche 
Anfragen/18_0002540.pdf

3	 https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20
Anfragen/19_0001774.pdf

4	 https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20
Anfragen/19_0011836.pdf

5	 https://www.km.bayern.de/lernen/inhalte/politische-bildung
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Die Vorgaben schaffen einen verbindlichen Rahmen, in dem konkrete Maßnahmen 
der Politischen Bildung stets im Einzelfall vor Ort zu reflektieren und abzuwägen sind.

6.1	 Welche Informationspflichten bestehen gegenüber Eltern vor der 
Durchführung schulischer Veranstaltungen zu LGBTQI+-Themen?

6.2	 Welche Möglichkeiten haben Eltern, die im Rahmen solcher Veran-
staltungen verwendeten Materialien vorab einzusehen?

6.3	 Welche Beteiligungsrechte haben Elternbeirat, Schulforum oder 
sonstige schulische Gremien vor der Durchführung schulischer Ver-
anstaltungen zu LGBTQI+-Themen?

Die Fragen 6.1 bis 6.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Schulen erfüllen ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag – außer über den Unterricht – 
auch über sonstige schulische Veranstaltungen (Art. 30 BayEUG i. V. m. Art. 131 BV). 
Die gemeinsam von Erziehungsberechtigten und Schule wahrzunehmende Erziehung 
der Kinder und Jugendlichen erfordert auch hier eine von gegenseitigem Vertrauen 
getragene Zusammenarbeit (Art. 74 Abs. 1 BayEUG). Dies schließt eine angemessene 
Information der Erziehungsberechtigten über die Inhalte und mögliche sensible The-
men von sonstigen Schulveranstaltungen ein. Inhalt und Umfang der Information durch 
die Schule müssen sich am Gegenstand der Veranstaltung orientieren. Ein darüber 
hinausgehendes allgemeines Auskunftsrecht über die im Rahmen von schulischen 
Veranstaltungen konkret verwendeten Materialien existiert hingegen nicht.

Schulveranstaltungen, die – wie im Bezugsfall am Gymnasium Grünwald – von der 
Schülermitverantwortung initiiert und von ihr maßgeblich gestaltet werden (Art. 62 
Abs. 1 Satz 1, 3 BayEUG), unterliegen der Genehmigungspflicht der Schulleiterin bzw. 
des Schulleiters, die zugleich über die Verbindlichkeit der Veranstaltung entscheidet 
(§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Bayerische Schulordnung). Ein Anhörungs- oder Zustimmungs-
recht zugunsten anderer schulischer Gremien kann sich – je nach Gegenstand der 
Schulveranstaltung – aus speziellen Regelungen ableiten. Bei Veranstaltungen, die 
sich allgemein auf den schulischen Bildungs- und Erziehungsauftrag und insbesondere 
auf die Aufgabe beziehen, zu verantwortlichem Gebrauch von Toleranz, friedlicher Ge-
sinnung und Achtung vor anderen Menschen zu erziehen (Art. 131 BV, Art. 1, 2 Abs. 1 
BayEUG), verlangt das Schulrecht keine Beteiligung weiterer schulischer Gremien.

7.1	 Unter welchen Voraussetzungen können Schüler aus religiösen oder 
weltanschaulichen Gründen von einzelnen Programmpunkten einer 
schulischen Veranstaltung zu LGBTQI+-Themen befreit werden?

7.2	 Unter welchen Voraussetzungen können Schüler aus religiösen oder 
weltanschaulichen Gründen von einer gesamten schulischen Ver-
anstaltung zu LGBTQI+-Themen befreit werden?
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7.3	 Wie bewertet die Staatsregierung Befreiungsanträge von Familien 
mit – jeweils – katholischem, evangelischem, muslimischem, russisch-
orthodoxem, sonstig orthodoxem oder anderem religiösen Hinter-
grund bei schulischen Veranstaltungen zu LGBTQI+-Themen?

Die Fragen 7.1 bis 7.3 werden gemeinsam beantwortet. 

Bei freiwilligen Schulveranstaltungen bedarf es mangels Teilnahmepflicht keiner förm-
lichen Befreiung durch die Schulleitung.

8.1	 Wie viele schulische Veranstaltungen mit Pride-, LGBTQI+-, Diver-
sity- oder Queer-Bezug fanden nach Kenntnis der Staatsregierung 
seit dem Schuljahr 2020/2021 an staatlichen Schulen in Bayern statt 
(bitte nach Schuljahr, Regierungsbezirk, Schulart und Schule tabel-
larisch aufschlüsseln)?

8.2	 Wie viele Beschwerden, Nachfragen oder Befreiungsanträge von El-
tern im Zusammenhang mit schulischen Veranstaltungen mit Pride-, 
LGBTQI+-, Diversity- oder Queer-Bezug sind der Staatsregierung seit 
dem Schuljahr 2020/2021 bekannt geworden (bitte nach Schuljahr, 
Regierungsbezirk, Schulart, Beschwerdegegenstand und Ergebnis 
tabellarisch aufschlüsseln)?

Die Fragen 8.1 und 8.2 werden gemeinsam beantwortet. 

Hierzu liegen dem StMUK keine Erkenntnisse vor.

8.3	 Welche Konsequenzen zieht die Staatsregierung aus der angekün-
digten „Pride Week“ am Gymnasium Grünwald für künftige Vorgaben 
an staatliche Schulen in Bayern?

Aufgrund des oben, insbesondere zu den Fragen 2.1 bis 2.3 und 5.1 bis 5.3 Gesagten 
besteht aus Sicht des StMUK kein Anlass zu wie auch immer gearteten Konsequenzen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. Die 
vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version des 
Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fussnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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